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Wenn es ſich herausſtellt, daß ein behördlicher Auftrag, wegen deſſen Nichtbefolgung 
ein Gemeindevorſteher mit Disciplinarſtrafe belegt worden, eine geſetzwidrige 
Zumuthung enthält, fo entfällt damit der Thatbeſtand eines disciplinar ſtraf⸗ 
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Beffentliche Taten, Leiſtungen, Steuern “). 


Die entſcheidende, Alles in der Finanzwiſſenſchaft überwiegende 
Bedeutung der Steuern macht es nothwendig, dieſelben von den ver⸗ 
wandten Erſcheinungen und Begriffen zu ſcheiden, um dadurch ihren 
Inhalt um ſo klarer feſtſtellen zu können. 

Der Staat, als die perſönliche und thätige Gemeinſchaft Aller, 
fordert von Allen einen Theil ihrer Kraft und Thätigkeit. Dadurch 
bildet er ſeine Kraft und Thätigkeit; er kann ohne dieſe Hingabe 
nicht beſtehen; er hat deßhalb ein unbedingtes Recht auf dieſe Be⸗ 
dingungen ſeiner Exiſtenz. Die Geſammtſumme deſſen, was in dieſem 
Sinne der Einzelne für das Ganze hingibt, nennen wir die öffent⸗ 
lichen Laſten. 

Dieſe öffentlichen Laſten nun ſcheiden ſich in zwei große Theile, 
wie das Weſen der Perſönlichkeit, das ſie fordert. Sie ſind entweder 
perſönliche oder wirthſchaftliche Leiſtungen. Die perſönlichen Leiſtungen 
ſind ſolche, in denen die Angehörigkeit des Einzelnen an den Willen 
und die That des Staates, das iſt an die geſetzgebende und voll⸗ 
ziehende Gewalt zur Erſcheinung gelangt. Sie laſſen ſich daher ſehr 
beſtimmt kategoriſiren. In Beziehung auf die geſetzgebende Gewalt 
gehört dahin die geſammte Theilnahme an der Volksvertretung; in 
Beziehung auf die vollziehende Gewalt dagegen die Theilnahme an 
der Thätigkeit der Regierung, der Selbſtverwaltung und des Vereins⸗ 
weſens. Dieſe thätige Betheiligung iſt in den verſchtedenen Zeiten 
und bei den Völkern eine ſehr verſchiedene. Uebrigens erſcheinen die 
perſönlichen Leiſtungen theils in der Verpflichtung zum Waffendienſt, 
theils in der Verpflichtung, der Regierungsgewalt thätige Hülfe im 
Nothfalle zu leiſten, theils in all' den Formen, in welchen der Ein⸗ 
zelne an der freien Verwaltung theilnimmt. Hier laſſen ſich wieder 
ſcheiden die Pflicht zur Theilnahme an der Finanzverwaltung durch 
die Betheiligung an Schätzungs⸗ und Abfindungscommiſſtonen, die 
Pflicht zur Theilnahme an der Rechtspflege in den Geſchwornenge⸗ 
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richten, endlich die Pflicht zur Theilnahme an der inneren Verwal⸗ 
tung, die ihrerſeits entweder durch die Betheiligung an den Vertre⸗ 
tungen der Selbſtverwaltungskörper — Landſchaft, Gemeinde und 
Körperſchaft — oder durch Betheiligung an den Verwaltungsvereinen 
geleiſtet wird. Dieſe öffentlichen Leiſtungen find oft ſehr bedeutend und 
bilden einen wichtigen Theil der Verwaltung. Sie erfordern in den 
meiſten Fällen große Opfer an Thätigkeit und Geld, und deßhalb er⸗ 
ſcheinen fie als öffentliche Laſten. Allein andererſeits find fie kein 
Theil des wirthfchaftlichen Lebens des Staats, weil ſte keine wirth⸗ 
ſchaftliche Leiſtung des Einzelnen für das Ganze enthalten. Das zeigt 
ſich namentlich darin, daß ſie nicht auf einen wirthſchaftlichen Werth 
und Preis zurückgeführt werden koͤnnen; ſie ſind Pflichten des per⸗ 
ſönlichen, nicht des wirthſchaftlichen Staats bürgerthums; ihr Princip 
iſt ein weſentlich von denen dieſer letztern verſchiedenes. Sie ſind 
daher keine Steuern und es iſt falſch, ſie unter die Kategorien der 
letztern zu rechnen. 

Weſentlich anders iſt es mit den wirthſchaftlichen Leiſtun⸗ 
gen an den Staat. Während die perſönlichen Leiſtungen den Willen 
und die That des Staats bilden, haben dieſe wirthſchaftlichen Leiſtun⸗ 
gen nur die Aufgabe, die materiellen Bedingungen dieſer Lebensfunc⸗ 
tionen des Staats zu geben. Dieſe Leiſtungen ſcheiden ſich nach der 
Natur der Wirthſchaft in Leiſtungen an Stoff, an Arbeit oder an 
Geld. Indem man die beiden erſten zuſammenfaßt, entſteht der Be⸗ 
griff der Naturalabgaben; und diejenige Verwaltung, welche darauf 
angewieſen iſt, mit ſolchen Naturalleiſtungen zu arbeiten, nennt man 
zuweilen die Naturalwirthſchaft, wogegen die Leiſtungen in Geld die 
eigentlichen Steuern find und die auf die Steuern bafirte Verwaltung 
die Geldwirthſchaft genannt wird. Auf dieſe Weiſe entſteht der for⸗ 
melle Begriff der Steuer. Die Steuer iſt demnach formell der Bei⸗ 
trag des Einzelnen für die wirthſchaftlichen Bedürfniſſe des Staats, 
der in Geld beſteht. 

Offenbar nun iſt dieſer Unterſchied der wirthſchaftlichen Leiſtun⸗ 
gen in Stoff und Arbeit einerſeits und in Geld andererſeits oder der 
Unterſchied zwiſchen Natural⸗ und Geldwirthſchaft kein bloß formaler. 
Es hat einen tieferen Grund, wenn die geſchichtliche Entwicklung 
der Staatswirthſchaft unwiderſtehlich faſt ſich von der Naturalwirth⸗ 
ſchaft lostrennt und zur Geldwirthſchaft übergeht und es iſt wichtig, 
dieſen Grund hervorzuheben. Der Werth der Naturalleiſtung für die 
Zwecke der Verwaltung iſt ſtets ein theils durch die Natur des 
Stoffes, theils durch die der Arbeit, theils aber auch durch die des 
Ortes verſchiedener und zufälliger und die Verwaltung ſelbſt hängt 
deßhalb bei der Naturalwirthſchaft ſtets von dieſen Leiſtungen ab, ſtatt frei 
über ſie verfügen zu können. Jede Verwaltung, die auf Naturallei⸗ 
ſtungen baſirt, tft daher keine entſprechende und kann auch, was eben jo 
weſentlich iſt, für ihre eigenen Leiſtungen niemals verantwortlich ge⸗ 
macht werden, ſo wie es ſich bei denſelben um fachmäßige Bildung 
handelt. Sobald dieſelbe eine geregelte und zugleich verantwortliche 
Verwaltung bildet, fordert fie von der Staatswirthſchaft ſtatt der 
Einzelleiſtung Geld und dieſes Auftreten der Steuer an der Stelle 
der Naturalwirthſchaft bedeutet daher die Epoche, in der die Ver⸗ 
waltung fachgemäß und verautwortlich geworden iſt. Jede Natural⸗ 
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wirthfchaft gehört daher entweder der Epoche einer unvollkommenen Gleichheit der Steuer. Die Gleichheit der Steuer bedeutet daher 


oder der einer unfreien Verwaltung und in dieſem Sinne ſagen wir, 
daß die Steuern, und damit die Geldwirthſchaft, den wärthſchaftlichen 
Ausdruck für die Entwicklung der Idee der höheren und freiern Ver⸗ 
waltung bilden. 

Eben deßhalb gehört die Darſtellung der Naturalwirthſchaft und 
ihrer Leiſtungen der Geſchichte an; ſie treten nur noch ausnahms⸗ 
weiſe in der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft auf und wo ſie noch vor⸗ 
kommen, werden fie immer mehr von den Steuern verdrängt (z. B. 
Wegefrohnden), ja ſelbſt da, wo dieſes Staatsnothrecht Dienſte for⸗ 
dert, erzeugt das Princip der Geldwirthſchaft den Grundſatz der Ent⸗ 
ſchädigung. Mit dem Siege der ſtaatsbürgerlichen Geſellſchaft und der 
freien und verantwortlichen Verwaltung iſt daher das Steuerweſen 
die ausſchließliche Grundlage der Staatswirthſchaft und das Ergebniß 
dieſer Bewegung iſt der Satz, von welchem alle allgemeine Betrach⸗ 
tung der Steuer ausgeht, daß dieſelbe nur in innigſter Verbindung 
mit der Verwaltung verſtanden werden kann. Erſt damit iſt die Ent, 
wicklung des Steuerbegriffs möglich. 

Aus dieſem formalen Begriffe der Steuer ergibt ſich nun der 
organiſche, den wir beſonders betonen müſſen. Die Steuer iſt aller⸗ 
dings ihrem abſtracten Weſen nach die Form, in welcher die Einheit 
des Einzelnen mit dem Ganzen wirthſchaftlich zum Ausdruck gelangt. 
Allein ſie kommt doch erſt zur Erſcheinung an der Verwaltung. Die 
Nothwendigkeit der Verwaltung iſt die Quelle des Rechts auf die 
Steuer und ohne den Begriff der erſteren kann man die letztere daher 
nie vollſtändig erklären. Die Verwaltung ſteht in folgendem Verhält⸗ 
niß zur Steuer und ihren Principien. 

Die Verwaltung oder der thätige Staat iſt die durch die Ge⸗ 
ſetzgebung bedingte und durch die vollziehende Gewalt ausgeführte 
Herſtellung derjenigen Bedingungen der individuellen Entwicklung, 
welche für die letztere abſolut nothwendig ſind, aber dennoch durch 
den Einzelnen nicht allein hergeſtellt werden können. Das, was die 
Verwaltung leiſtet, iſt daher ein weſentlicher Theil deſſen, was der 
Einzelne producirt; je höher die Gefittung eines Volkes ſteht, um fo 
größer iſt der Antheil, den die Verwaltung auf die obige Weiſe an 
der individuellen wirthſchaftlichen Production hat. Wie das geſchieht, 
zeigt die Verwaltungslehre. 

Natürlich haben dieſe Leiſtungen der Verwaltung nicht bloß 
einen großen wirthſchaftlichen Werth, ſondern ſie fordern auch Koſten. 
Es iſt nun klar, daß die fraglichen Koſten, obwohl ſie für die Ver⸗ 
waltung ausgegeben werden, im Grunde zu den Geſtehungskoſten der 
geſammten Production des Einzelnen gehören. Dieſe Koſten werden 
durch die Steuern gedeckt. Es folgt daraus, daß die Steuern ihrem 
wirthſchaftlichen Weſen nach nichts anderes ſind als derjenige Theil 
der Geſtehungskoſten jedes einzelnen Einkommens, der durch den Staat 
und ſeine Organe und Anſtalten für die Intereſſen und das Einkom⸗ 
men des Einzelnen verwaltet wird. An jedem Einkommen hat die Ver⸗ 
waltung einen Theil, jedes Einkommen muß daher auch für dieſen 
Theil in der Form der Steuer zahlen. Und von dieſem Geſichtspunkte 
aus erklären ſich leicht diejenigen Sätze, welche man wohl als die 
allgemeinſten Prineipien des Steuerweſens angeſehen hat. 

Iſt dem nämlich ſo, ſo folgt zuerſt, daß jeder Staatsbürger 
eine Steuer zahlen muß, nicht etwa weil er vermöge ſeines Reinein⸗ 
kommens die Steuer zahlen kann, ſondern weil das Reineinkommen 
zum Theil eben aus jenen Leiſtungen des Staats in ſeiner Verwal⸗ 
tung hervorgeht und daher vom volkswirthſchaftlichen Standpunkte 
keinen anderen Charakter hat als jede Zahlung des Einzelnen für die 
Leiſtungen eines Dritten. Ob der Einzelne aber muß oder will, iſt 
dabei gleichgiltig und in dieſem Sinne ſagen wir, daß die Steuern 
nicht bloß abſolut ſind, wie das Weſen der Verwaltung, ſondern auch 
allgemein, wie ihre Thaͤtigkeit für jede Einzelwirthſchaft. Das iſt die 
Allgemeinheit der Steuern. 

Es folgt aber zweitens, daß aus demſelben Grunde die Steuern 
als Zahlung des Einzelnen für den Staat auch im Verhältniß zu 
demjenigen ſtehen müſſen, was der Staat vermöge ſeiner Verwaltung 
für die Einzelnen auch wirklich leiſtet. Offenbar leiſtet der Staat 
mehr für eine große Wirthſchaft und umfaſſende Unternehmungen als 
für kleine. So wenig wie ich für eine Tagesarbeit ſo viel Lohn zahlen 
kann als ein anderer für drei, ſo wenig kann die kleine Production 
ebenſo viel ſteuern als die große. Die Steuer muß daher im Ver⸗ 
hältniß zu dem Umfange der Production ſtehen, welche der Thätig⸗ 
keit der Verwaltung bedarf. Dies nennen wir das Princip der 


nicht die Gleichheit des Betrages, die der Einzelne als Steuer zahlt, 
ſondern das richtige Verhältniß dieſes Betrages zu der Benützung der 
Verwaltungsleiſtungen je nach dem Umfange der Einzelwirthſchaften. 
Es iſt daher klar, daß die Gleichheit des Steuerbetrages die Ungleich⸗ 
heit der Steuer ſein würde, und daß vielmehr die Gleichheit der 
Steuer nur durch die Ungleichheit des Steuerbetrages erreicht 
ve Nie war ein ſcheinbares Parador ſo unzweifelhaft richtig wie 
ieſes. E 

Endlich aber folgt, daß vermöge dieſes Weſens der Steuer die⸗ 
ſelbe auch nur dann begründet iſt, wenn das, was ich für meine 
Steuer von dem Empfänger derſelben, dem Staate, vermöge feiner 
Verwaltung bekomme, auch gleich dem iſt, was ich als Steuer hin⸗ 
gebe. Eine Steuer hat nur dann einen volkswirthſchaftlichen Sinn, 
wenn ſie, aus meinem Einkommen genommen, durch ihre Verwendung 
mir auch wirklich denſelben Betrag an Einkommen wieder einbringt, 
den fie ſelbſt ausmacht. Der Werth der Leiftungen des Staats für 
mich durch jene Verwaltung muß mindeſtens ſo groß ſein als der 
Werth meiner Leiſtungen an den Staat, die ich als Steuer zahle. 

Iſt er das nicht, ſo iſt nicht etwa bloß die Verwaltung nicht 
gut, ſondern es iſt klar, daß ich auf die Dauer eine ſolche Leiſtung 
wirthſchaftlich gar nicht zu machen im Stande bin. Und dieſes Princip 
der Steuer nennen wir wohl am beiten die Productivpität der⸗ 
ſelben, nämlich dasjenige Verhältniß, vermöge deſſen ſie fähig iſt, 
durch ihre Verwendung mir ſo viel wieder einzubringen, als ſie mich 
ſelbſt koſtet. Die Productivität der Steuer iſt daher ihre erſte und 
letzte Lebensbedingung; aber es iſt einleuchtend, daß dieſelbe nicht 
auf der Steuer ſelbſt, ſondern auf ihrer Verwendung, das iſt auf der 
Verwaltung des Staats beruht. Und ſo ſchließt mit ihr der Begriff 
der Steuer ſich wieder an ſeinen Ausgangspunkt an, den Begriff 
und den Inhalt der Verwaltung. In dieſem Sinne iſt er eben 
ein organiſcher Begriff, und der innige Berührungspunkt der Finanz⸗ 
wiſſeuſchaft und der Verwaltungslehre. Es wird künftig nicht möglich 
ſein, das Eine ohne das Andere zu behandeln. 

Faßt man nun das Obige zuſammen, ſo kann man ſagen, daß 
die Allgemeinheit der Steuer ihr ſtaatsbürgerliches, die Gleichheit der⸗ 
ſelben ihr finanzielles und die Productivität ihr adminiſtratives Prin⸗ 
cip bildet. 

Hier jedoch iſt der Punkt, ſich über die eigentliche Bedeutung 
zweier Ausdrücke oder Meinungen klar zu werden, die wir als hiſto⸗ 
riſche Erſcheinungen bezeichnen können, und welche bis jetzt als rein 
theoretiſche Elemente der Finanzwiſſenſchaft von der Doctrin fort⸗ 
geführt ſind. Das iſt die Bedeutung des Wortes „Abgabe“ und der 
Satz, daß jede Steuer aus dem „Reineinkommen“ gezahlt werden 
müſſe. 

f Eine Steuer iſt keine „Abgabe“. Das Weſen der Abgabe iſt 
erſchöpft mit dem Gedanken, daß der Einzelne einen Theil ſeines Be⸗ 
fißes überhaupt an den Staat hergeben müſſe; eine Steuer ſoll zu⸗ 
gleich productiv ſein. Eine Abgabe kann zwar allgemein und gleich, 
aber ſie kann nie productiv ſein. Iſt ſte das, ſo iſt ſie eben eine 
Steuer. Die Abgabe iſt thatſächlich eine hiſtoriſche Erſcheinung, theo⸗ 
retiſch eine unklare Vorſtellung. Aus den Abgaben haben ſich die 
Steuern gebildet; aber nachdem die Steuern entſtanden ſind, ſoll es 
eben keine Abgaben mehr geben. Nimmt man aber Steuern und Ab⸗ 
gaben identiſch, ſo verwirrt man wieder das Verſtändniß. Es wäre 
gut, Wort und Begriff der Abgabe definitiv in das Gebiet der Ge⸗ 
ſchichte der Steuern zu verweiſen. b 

Wichtiger iſt der zweite Punkt, und hier treffen wir auf eine 
traditionell und ſelbſt conventionell gewordene Auffaſſung, die wir 
aber nachdrücklich bekämpfen müſſen. Es iſt das die bekannte Vor⸗ 
ſtellung, daß die Steuern aus dem „Reinertrage“ bezahlt werden 
ſollen. Dieſe Vorſtellung iſt ein altes Erbtheil der Phyſiokraten, und 
hat hiſtoriſch ihren großen Werth gehabt. Allein ſie iſt nicht bloß 
ihrem Inhalte nach falſch ſondern verwirrt auch das richtige Urtheil. 
In der That ſoll nämlich die Steuer nicht vom Reineinkommen, ſon⸗ 
dern vom Einkommen bezahlt und getragen werden, denn ſie iſt ein 
Theil der Geſtehungskoſten der wirthſchaftlichen Production und ſetzt 
daher, wie alle Geſtehungskoſten, zwar ein Reineinkommen als wahr⸗ 
ſcheinlich voraus, kann aber wie jene nicht von dem künftig erſt zu 
erwartenden Reinertrage abhängig gemacht werden. Es iſt ganz undenk⸗ 
bar, daß die Steuer erſt dann bezahlt werden ſoll, wenn durch die 
Leiſtungen der Verwaltung ein Reinertrag erzielt worden iſt, da ja 
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dieſe Leiſtungen der Verwaltung überhaupt erſt durch die Zahlung | ftehenden Geſetzen gemäß im Disciplinarwege von feinem Amte 


der Steuer gedeckt werden. Das Feſthalten an dem Begriff des Rein⸗ 
einkommens hat daher eine ganz andere Bedeutung; es iſt der Aus⸗ 
druck des ſocialen Princips im Steuerweſen, und der erſte Blick auf 
die wirkliche Beſteuerung zeigt Jedem wohl in der unzweifelhafteſten 
Weiſe, daß keine Steuer auf ein Reineinkommen wartet, ſondern ohne 
Rückſicht darauf, ob ein ſolches vorhanden iſt oder nicht, umgelegt 
und erhoben wird. Selbſt die Rentenſteuer iſt gegen das Daſein eines 
Reineinkommens gleichgiltig; denn wäre ſie rein auf das letztere 
berechnet, ſo würde ſie in dem Falle nicht eintreten dürfen, wo ich 
z. B. das Geld, mit welchem ich die Rente mir erkauft habe, leihe 
und mit höherem Zinsfuße verſteuern muß als der iſt, den ich als 
Rente beziehe. Deutlicher iſt wohl die Gleichgiltigkeit der Steuer an 
ſich gegen das Reineinkommen nicht zu zeigen. Etwas Anderes dagegen 
iſt allerdings die Frage nach dem Verhältniſſe der Höhe der Steuer 
zum Reineinkommen. Dieſe Frage erſcheint freilich nicht gleichgiltig, 
iſt aber in der Lehre von der Beſteuerung zu beantworten. 


Mittheilung aus der Praxis. 


Wenn es ſich herausſtellt, daß ein behördlicher Auftrag, wegen 
deſſen Nichtbefolgung ein Gemeindevorſteher mit Disciplinarſtrafe 
belegt worden, eine geſetzwidrigeZumuthung enthält, fo entfällt da⸗ 
mit der Thatbeſtand eines disciplinar ſtrafbaren Verhaltens des 
weigernden Gemeindevorſtehers. ' 


Ueber eine Anzeige der Bier⸗Propinationspächterin Sara B. 
in Z., daß der dortige Inſaſſe Jankiel W. ungeachtet ſeiner mit be⸗ 
zirksämtlichem Erkenntniſſe wegen Propinationsbeeinträchtigung durch 
unbefugten Bierausſchank erfolgten Aburtheilung zu einer Geldbuße 
von 100 fl., eventuell zu 14 Tagen Arreſt, nach wie vor Propina⸗ 
tionsgetränke unbefugt ausſchänke und zu dem Zwecke bedeutende Vor⸗ 
räthe eingeſchwärzten Bieres beſitze, hat der Bezirkshauptmann in 3. 
dem dortigen Gemeindevorſtande den Auftrag ertheilt, „der Sara B. 
über jedesmalige Aufforderung zur Vornahme einer Reviſton in der 
Wohnung und im Keller des Jankiel W. eine entſprechende Aſſiſtenz 
zu gewähren, die vorgefundenen Biervorräthe nach Aufdrückung des 
Gemeindeſiegels auf den Gefäßen wegzunehmen und bis zur weiteren 
Verfügung an einem entſprechenden Orte aufzubewahren und über das 
Reſultat zu berichten“. 

Darauf erwiederte der Gemeindevorſtand, er könne dieſem Auf⸗ 
trage nicht nachkommen, weil mit der Statthaltereiverordnung vom 
19. Mai 1864, 3. 24.543 ausdrücklich bedeutet worden ſei, daß 
beim unbefugten Ausſchanke die Confiscation der Getränke und Ge⸗ 
ſchirre geſetzlich nicht gerechtfertigt iſt und nur die Beſtrafung einzu⸗ 
treten hat und weil nach Art. 9 des Staatsgrundgeſetzes vom 21. 
December 1867, Nr. 142 R. G. Bl. das beſtehende Geſetz vom 
27. October 1862, Nr. 88 R. G. Bl. zum Schutze des Hausrechtes 
als Beſtandtheil dieſes Staatsgrundgeſetzes erklärt wurde, der Ge— 
meindevorſtand ſich daher eine geſetzwidrige Handlung zu Schulden 
kommen ließe, wenn er dieſem Auftrage nachkäme und dies um ſo 
mehr, als nach dem Obgeſagten die Wegnahme der Getränke un⸗ 
zuläſſig iſt. 

Dem Bürgermeiſter wurde hierauf von der Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft bedeutet, „daß von den Gründen, mit denen er ſeinen Unge⸗ 
horſam zu rechtfertigen ſuche, abgeſehen werde, da nicht er, ſondern 
der Bezirkshauptmann für die im übertragenen Wirkungskreiſe ertheil⸗ 
ten Aufträge verantwortlich ſei, dieſelben daher anſtandslos ausge⸗ 
führt werden müßten. Da er (Bürgermeiſter) nun nach Anzeige der 
Sara B. über deren zweimaliges Anſuchen die angeordnete Beigabe 
der Aſſiſtenz behufs Vornahme der Reviſion in der Wohnung des W. 
nicht gewährt habe, werde er im Grunde des § 108 des Gemeinde⸗ 
geſetzes) mit einer Ordnungsſtrafe von 20 fl. belegt. Ferner ſei er 
zur genauen Befolgung der Aufträge der ſtaatlichen Behörden mit 
dem aufgefordert, daß es nicht ſeine Sache ſei, die Legalität dieſer 
Aufträge zu prüfen, widrigenfalls er im Wiederholungsfalle den be⸗ 


N ) Gemeindeordnung für Galizien vom 12. Auguſt 1866. 


ſuspendirt werden würde; endlich ſei er perſönlich für den Schaden 
verantwortlich gemacht, der aus dieſer Vernachläſſigung ſeiner Amts⸗ 
pflichten erwachſen würde“. 

Die Statthalterei hat dem dagegen ergriffenen Recurſe des 
Gemeindevorſtehers Ludwig V. keine Folge gegeben. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 
6. Juli 1872, 3. 9968 der Berufung des Bürgermeiſters gegen 
das Strafdictat Folge gegeben und die Entſcheidungen der Unterbehörden 
behoben, aus nachſtehenden Gründen: „Es wurde bereits mit dem Miniſte⸗ 
rialerlaſſe vom 5. Mai 1864, 3. 3838 bedeutet, daß bezüglich der An⸗ 
wendbarkeit des Geſetzes zum Schutze des Hausrechtes vom 27. October 
1862, R. G. Bl. Nr. 88 auf Hausreviſionen zum Zwecke der Hint⸗ 
anhaltung von Beeinträchtigungen des Propinationsrechtes bis auf 
Weiteres die Entſcheidung in einzelnen Fällen unter Anwendung der 
beſtehenden Geſetze und Verordnungen der Judicatur der politiſchen 
Behörden vorbehalten zu bleiben hat. In dieſem Anbetrachte und in 
der weiteren Erwägung, daß die Handhabung der Propinationsvor⸗ 
ſchriften, fo wie jene der Gewerbeordnung den politiſchen Behör- 
den und nicht den Gemeindevorſtänden geſetzlich zuſteht, konnte die 
ſelbſtſtändige Einleitung und Vornahme von Hausdurchſuchungen zum 
Schutze des Propinationsrechtes den Gemeindevorſtänden nicht anheim⸗ 
geſtellt werden. Um ſo bedenklicher und geſetzwidriger erſcheint der 
Auftrag des Bezirkshauptmannes an den Bürgermeiſter, der Propi⸗ 
nationspächterin über jedesmalige Aufforderung eine Aſſiſtenz zur 
Vornahme der Hausdurchſuchung zu gewähren; denn nach dem Wort⸗ 
laute und dem Sinne dieſes Auftrages wäre die Frage über die Zu⸗ 
läſſigkeit der Hausſuchung in die Hände der Propinationspächterin 
gelegt und der Bürgermeiſter müßte bei jeder von ihr beabſichtigten 
Reviſion durch Beigebung einer Aſſtſtenz mitwirken. Inſoferne erſcheint 
die Einwendung des Bürgermeiſters gegen die Geſetzlichkeit dieſes 
bezirkshauptmannſchaftlichen Auftrages, deſſen Nichtbefolgung die Be⸗ 
ſtrafung des Bürgermeiſters zu Folge hatte, gegründet und da Nie⸗ 
mand zur Befolgung eines geſetzwidrigen Auftrages verhalten werden 
kann, entbehrt das gegen ihn gefällte Straferkenntniß einer haltbaren 
Grundlage“. Str. 


Academica. 
IL 


) Der Geſetzentwurf über die Organiſation der akademiſchen Be⸗ 
hörden hat nicht die Abſicht, eine radicale Umgeſtaltung der Univer⸗ 
ſitätsverhältniſſe zu bewirken, ſondern iſt im Weſentlichen nur eine 
neue und auch nicht durchwegs eine verbeſſerte Auflage des provi⸗ 
ſoriſchen Geſetzes vom 29. September 1849. Der Grundgedanke, 
welcher der neuen Redaction innewohnt, iſt die Beſeitigung des 
Gegenſatzes in der Organiſation von Wien und Prag einerſeits und 
der anderen Univerſitäten andererſeits, dann die Codification der 
während zweier Jahrzehnte erfloſſenen Nachtragsverordnungen, Erläu- 
terungen u. ſ. w., endlich die Einführung einiger von der Zeitſtrömung 
dictirter Neuerungen. Bei dieſem Sachverhalte muß es auffallen, daß 
mehrere in der bisherigen Univerſitätspraxis ſtrittige Fragen in dem 
Entwurfe keine Löſung gefunden haben, obwohl fie wiederholt Gegen⸗ 
ſtand miniſterieller Entſcheidungen geweſen find. Wir greifen für heute 
eine dieſer Fragen heraus, nämlich die, ob der abtretende Rector zum 
Decan, der abtretende Decan zum Rector wählbar ſei. 

Uns ſcheint es unzweifelhaft, daß die Frage in beiden Fällen 
verneint werden müſſe; da aber die Praxis in verſchiedener Weife feſt⸗ 
zuſtehen ſcheint, ſo wollen wir die Sache etwas näher unterſuchen. 
So viel uns bekannt, iſt durch die Uebung entſchieden, daß das 
Prorectorat das Decanat, nicht aber das Prodecanat das Rectorat 
ausſchließe, wenigſtens ſpricht ſich die Grazer Univerſttätsgeſchichte in 
dieſer Weiſe aus. Für den erſten Fall iſt eine ausdrückliche Mini⸗ 
ſterialentſcheidung vorhanden. Im Jahre 1855 wurde der abtretende 
Rector, Prof. W, von der juridiſchen Facultät zum Decan gewählt, 
dieſe Wahl aber vom Mirniſterium nicht beſtätigt, da auf Prof. W. 
das Amt des Prorectors ipso jure falle, mit dieſem aber jenes eines 
Decans unvereinbar ſei. Für den zweiten Fall haben wir einen vom 
Miniſterium ſtillſchweigend gebilligten Uſus, in ſo fern an der Grazer 


Univerſität bereits viermal, und zwar bet jeder Facultät der abtre⸗ 
tende Decan zum Rector gewählt und die Wahl ſtets beſtätigt worden 
iſt. Von anderen Univerſitäten iſt uns ein analoger Vorgang in Lem⸗ 
berg und Prag aus dem Jahre 1872 bekannt. 


Dieſe Praxis entſpricht dem Geſetze nicht, eine verſchiedene 


Entſcheidung der beiden vorliegenden Fälle iſt bei der Gleichartigkeit 
der ratio legis nicht zu rechtfertigen. Von einem höheren Amte gegen⸗ 
über dem niederen kann bei dem Prorectorate und Decanate nicht die 
Rede ſein, da ſich hier der Erſatzmann und der Träger eines Amtes 
gegenüberſtehen, die größere Umſtändlichkeit der Wahl eines Prorec⸗ 
tors iſt gewiß auch nicht maßgebend geweſen für die oben citirte 
miniſterielle Entſcheidung. In dieſer Entſcheidung iſt vielmehr ganz 
allgemein und mit voller Beſtimmtheit der Grundſatz feſtgeſtellt, daß 
die Incompatibilität zweier akademiſcher Aemter nicht durch Nieder⸗ 
legung des beliebigen behoben werden kann, ſondern durch eine Wahl 
nicht hervorgerufen werden darf, weil das durch das Geſetz übertra⸗ 
gene Amt das durch eine Wahl zuerkannte ausſchließt, deßhalb wird 
die neue Wahl zur Aufrechthaltung der älteren caſſirt. Mit der An⸗ 
nahme des Rectorates iſt die Pflicht zur Verwaltung des Prorec⸗ 
torates übernommen, von dieſer Pflicht kann die Wahl durch ein 
anderes Wahlcollegium, wie es das Profeſforencollegium einer Facultät 
iſt, nicht entbinden, und in dieſer Erwägung ſchon findet die Rechts⸗ 
anſchauung von der Unzuläſſigkeit der Decanswahl in dem vorliegen⸗ 
den Falle ihre volle materielle Berechtigung. 

Wenn nun dies hier allſeits zugegeben wird, ſo finden die 
angeführten Gründe ihre volle Anwendung auch auf die zweite Frage. 
Auch der abtretende Decan wird ipso jure Prodecan und kann von 
dieſem durch das Geſetz ihm übertragenen Amte nicht durch die Wahl 
zu einem anderen enthoben werden, die Verwaltung des Prodecanates 
iſt eine mit der Annahme des Decanates übernommene Pflicht, von 
welcher der Natur der Sache zufolge hoͤchſtens dasſelbe Wahlcollegium 
entbinden könnte, das die Decanswahl vollzogen, nicht aber ein 
anderes, wie es die von ſämmtlichen Facultäten entſendeten Wahl⸗ 
männer des Rectors find. Dieſe Erwägungen finden zudem in dem 
Geſetze eine weiter: Beſtätigung, indem dieſes von einer Wahl eines 
Prodecans nur in zwei Fällen ſpricht, nämlich für das erſte Jahr 
der Wirkſamkeit der neuen Organiſation und falls der abtretende 
Decan wiedergewählt wird. Indem das Geſetz ausdrücklich hervorhebt, 
daß dies Letztere geſchehen kann (§ 7), obwohl in dem vorgehenden 
Paragraphe dem leitenden Lehrkörper die Wahl aus der Zahl ſämmt⸗ 
licher in ihm enthaltenen ordentlichen Profeſſoren eingeräumt iſt, ſtellt 
das Geſetz eine Ausnahme feſt von dem angenommenen Principe 
des Aemterwechſels und es gilt für den vorliegenden Fall der Satz: 
Exceptio firmat regulam in casibus non exceptis. Daß aber gerade 
hier eine Ausnahme ſtatuirt wurde hat ſeinen Grund in dem oben 
ausgeführten Gedanken, daß die Enthebung von einer durch das Ge⸗ 
ſetz zur Conſequenz einer Wahl gemachten Pflicht nur durch das 
urſprüngliche Wahlcollegium möglich iſt. In dieſem Falle gibt es wie 
in dem erſten Jahre der neuen Organiſation keinen abtretenden Decan, 
eine analoge Ausdehnung iſt daher auch nur auf Verhältniffe ftatt- 
haft, in denen eine Analogie wirklich vorwaltet, nämlich das Nicht⸗ 
vorhandenſein eines abtretenden Decans eintritt. 

Unter allen Umſtänden glauben wir aber wenigſtens das Eine 
nachgewieſen zu haben, daß der neue Entwurf hier eine Lücke auszu⸗ 
füllen hätte. 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums für Landesvertheidigung vom 9. September 1872, 
Z. 9554, betreffend Naturalguartiere fir Landwehrperſonen. 


Mit Rückſicht auf die, zuſolge des Geſetzes vom 1. Juli 1872 erfolgende Auf⸗ 
ſtellung von Landwehrcadres, wird die Beſtimmung der hierſtelligen Verordnung vom 
17. Juni 1870, Nr. 5108 III, wornach die im Genuſſe eines Quartiergeldes ſtehenden 
Landwehrperſonen auf die Beiftellung eines Naturalquartiers ſeitens der Communen 
keinen Anſpruch haben, aufgehoben und es tritt demgemäß die Einquartierungsvor⸗ 
ſchrift des Heeres vom 15. Mai 1851 im Sinne des § 20 des Landwehrgeſetzes vom 
13. Mai 1869 auch in diefer Richtung für die Landwehr in Kraft. 

Nur die Landwehr⸗Bezirksfeldwebel (Oberjäger) und Landwehr⸗Büchſenmacher, 
welchen ein von den Gebührsanſprüchen der analogen Chargengrade des Heeres ab⸗ 
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weichender Genuß von Quarttergeldern zufteht, bleiben wie bisher in dem bloßen Ge⸗ 
nuſſe dieſes Quartiergeldes und haben bei der dauernden Bequartierung auf die Bei⸗ 
ftellung eines Naturalquartiers ſeitens der Communen auch fernerhin keinen Anſpruch. 


Erlaß des k. k. Miniſterinms für Landesvertheidigung vom 24. September 187 
Z. 9923, betreffend Begünſtigung der Zöglinge der akademiſchen er. 
ſchule zu Wien bei der Aufnahme als einjährige Freiwillige. 


In Folge des von den k. k. Landesminiſterien einvernehmlich mit dem k. k. 
Reichskriegsminiſterium im Grunde des $ 21 des Wehrgeſetzes gefaßten Beſchluſſes 
wird denjenigen Schülern der an der Wiener Handelsakademie neu errichteten akade⸗ 
miſchen Handels⸗Mittelſchule die Begünſtigung der Aufnahme als einjährige Frei⸗ 
willige ohne Ablegung einer Aufnahmsprüfung zuerkannt, welche darüber ſich auszu⸗ 
weiſen vermögen, daß fie ein Untergymnaſium oder eine Unterrealſchule mit einem zum 
Uebertritte in ein Obergymnaſtum oder in eine Oberrealſchule berechtigenden Erfolge, 


dann den vollſtändigen dreijährigen Curſus der akademiſchen Handels⸗Mittelſchule 
mit gutem Erfolge abſolvirt haben. 


r! Te en en 
Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Landespräſidenten in der Bukowina Felix Frei 
Pino v. Friedenthal den Orden der eiſernen Krone zweiter a ae 
W 

eine Majeſtät haben die Errichtung einer forſttechniſchen Abtheil i 
nn ai ID 1 Vorſtande Asen mit En rg 
„Oberlandforſtmeiſters“ den Director der mähriſch⸗ſchlefiſche i 
Robert Mickli EA ernannt. neee in e 

Seine Mafeftät haben dem Finanzrathe der ungariſchen Finanzdlrectio 
Beregszasz Joſeph Wittek die bei der Finanzlandesdirection een erledigte 
. al haben ler verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe zweiter Claſſe der böhmi i⸗ 
nanzlandesdirection Maximilian Lhotsky den 8 der en Deter 
Claſſe nn 5 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne erſter Claſſe Rud 
Sonnleithner den Titel und Charakter eines a) A ob 

Seine Mafeltät haben den Finanzräthen und Finanzbezirksdirectoren Karl 
Jordan in Marburg und Ludwig Pokorny in Bruck a. d. Mur Oberfinanzraths⸗ 
ſtellen zweiter Claſſe bet der ſteiermärkiſchen Fiuanzlandesdirectibn verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat den Poltzeicommiffär Joſeph Lauermann 
zum Obercommiſſär bei der Prager Polizeidirection ernannt und eine dort erledigte 
ſyſtemiſirte Commiſſärsſtelle dem mit Titel und Charakter eines Polizeicommiſſärs 
bekleideten Actuar Adolf Czech v. Czechen herz verliehen. 

Das Ackerbauminiſterium hat den Forſtwirth und k. k. Hauptmann außer 
Dienſt Guſtav Lettner zum Forſtinſpector bei der galigifchen Statthalterei ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Finanzſecretäre der mähr. Finanzlandesdirection 
Ferdinand Kratochwil und Johann Nietſch, erſteren zum Finanzrath und Finanz⸗ 
bezirksdirector in Ungar⸗Hradiſch, letzteren zum Finanzrathe in Brünn ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſier des Miniſterialzahlamtes Rudolf 
Fadgyas de Rethe, dann die Liquidatoren der Staatsſchuldencaſſe Johann 
Hegedüs Edlen von Eör und Moriz Venus zu Controloren der Staatsſchulden⸗ 
caſſe ernannt. 

Der oberſte Rechnungsbof hat die bei demſelben erledigte Stelle eines Hilfs⸗ 
ämterdirectors dem Adjuncten und bisherigen Leiter der Hilfsämterdirection Johann 
Thalhammer und die Stelle des Adjuneten dem Titulardirectionsadſuncten Ignaz 
Albre 95 verliehen. ; 

er oberſte Rechnungshof hat eine neu ſyſtemiſirte Rechnungsrat 
Militärrechnungsofficial Joſeph Stitkovee Ki e e 


Erledigungen. 


Prakticantenſtellen jährlicher 200 fl., bei dem Rechnungsdeparteme r o. 5 
See e e e ee Sir 24% nuten der . K 
belt 1 0 u 95 der 0 n de , e mit 700 fl. Jahres⸗ 
gehalt un „Quartiergeld eventuell 600 fl. und 500 fl. und 150 fl. . 
gelb, EIB 10. Netenber.(Amtehl. Jr. 240.) 95 5 
Amannenſisſtelle bei der Grazer Univerſitäts⸗Bibliothek mit 600 fl. Gehalt 
jährlich, bis 16. November. (Amtsbl. Nr. 246.) 

Proviſoriſche Bezirkscommiſſärsſtelle in Böhmen mit 800 fl. Gehalt, bis 
4. November. (Amtsbl. Nr. 246.) 

Oberingenteursſtelle für Mähren mit 1500 fl. Gehalt oder mit 1300 fl. Ge⸗ 
halt, dann Ingenieursſtellen mit 1100 fl. und beziehungsweiſe 1000 fl. Gehalt, bis 
20. November. (Amtsbl. Nr. 246.) 

Schätzungsreferentenſtelle in O. Oe., Taggeld 5 fl., bis 25. November. (Amts⸗ 
blatt Nr. 247.) 

Chirurgenſtelle zu Swoszowice in Galizien mit 420 fl. Gehalt, bis 25. No⸗ 
vember. (Amtsbl. Nr. 248.) 


Berichtigung. Im Artikel: „Die Prüfungen an den bſterreichiſchen 
Univerſitäten im Jahre 1871“ III. in Nr. 43 dieſer Zeitſchrift ſoll auf Seite 
169, 2. Spalte, letzte Zeile die Reprobationsziffer der mediciniſchen Facultät Inns⸗ 
bruck mit 111 pCt. (anſtatt 11 pCt.) bezeichnet ſein. Auf Seite 170, 1. Spalte, 
drittletzte Zeile ſoll der Satz lediglich lauten: „In den rechtshiſtoriſchen Prüfungen 
erweist ſich Graz am mildeſten“, ꝛc. Der Einſender. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


